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Bedarfe für Unterkunft und Heizung; hier: Obergrenze nach § 35 Abs. 1 Satz 7 SGB XII 
(Änderungen durch das 13. SGB II-ÄndG) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

mit dem 13. SGB II-Änderungsgesetz wurde u.a. § 35 SGB XII geändert. Aufgrund einge-

gangener Anfragen der Länder wird zur neuen Rechtslage ab 1. Juli 2026 wie folgt Stel-

lung genommen. 

Ausgangssituation 

Für die Bedarfe der Unterkunft gilt im ersten Jahr des Leistungsbezuges eine Karenzzeit, 

in der die tatsächlichen Wohnkosten berücksichtigt werden. Nach der Karenzzeit werden 

die tatsächlichen Wohnkosten nur anerkannt, soweit sie angemessen sind (§ 35 Absatz 1 

Satz 1 bis 6). Höhere als angemessene Aufwendungen werden so lange berücksichtigt, 

wie es den Leistungsberechtigten nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen 

Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu sen-

ken, in der Regel jedoch längstens für sechs Monate (sog. konkrete Angemessenheit oder 

Kostensenkungsfrist - § 35 Absatz 3). 

Mit dem 13. SGB II-Änderungsgesetz wird zur Begrenzung unverhältnismäßig hoher 

Wohnkosten zum 1. Juli 2026 geregelt, dass tatsächliche Aufwendungen für die Unter-
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gen nicht als Bedarf anerkannt werden (§ 35 Absatz 1 Satz 7). Diese Begrenzung gilt 

schon während und auch nach der einjährigen Karenzzeit. Ausdrücklich sieht die Rege-

lung innerhalb der Karenzzeit Ausnahmen bei unabweisbaren Kosten oder bei Familien 

mit Kindern (Satz 8) vor.  

Auslegung der ab 1. Juli 2026 geltenden Neuregelung- Allgemein 

Auslegungsfragen ergeben sich angesichts der ab 1. Juli 2026 geltenden Ausnahmerege-

lung in § 35 Absatz 1 Satz 8. Danach gelten Ausnahmetatbestände während der Karenz-

zeit. Jedoch fehlt eine solche explizite Einzelfallregelung für Fälle außerhalb der Karenz-

zeit. Unklar ist daher der Umgang mit den Leistungsfällen, bei denen zum 1. Juli 2026 die 

Karenzzeit abgelaufen ist und die Angemessenheitsgrenze um das Eineinhalbfache über-

schritten wird. 

1. Allein der Gesetzeswortlaut ist mehrdeutig: Eine ausdrückliche Ausnahmeregelung für 

die Zeit nach Ablauf der Karenzzeit analog der Kostensenkungsfrist existiert nicht. Eine 

Übergangsregelung für Altfälle, bei denen die Karenzzeit zum 1 Juli 2026 bereits abgelau-

fen war, fehlt. Zugleich regelt § 35 Absatz 1 Satz 7 nicht ausdrücklich, dass die Regelun-

gen des § 35 Absatz 3 insgesamt gegenstandslos würden oder in Fällen des Überschrei-

tens des Eineinhalbfachen der abstrakten Angemessenheit auf eine Prüfung der Möglich-

keit bzw. zur Zumutbarkeit und Wirtschaftlichkeit einer Kostensenkung im Einzelfall ver-

zichtet werden könnte. 

2. Bereits die Gesetzesbegründung lässt nicht erkennen, dass der Gesetzgeber Altfälle, 

bei denen die Karenzzeit vor dem 1. Juli 2026 abgelaufen ist und Neufälle unterschiedlich 

behandeln wollte. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates im Ge-

setzgebungsverfahren (BT-Drs.: 21/4087 zu Ziff. 5) legt jedoch nahe, dass die Bundesre-

gierung im Gesetzgebungsverfahren davon ausging, dass auch oberhalb des Eineinhalb-

fachen der abstrakt angemessenen Aufwendungen für die Unterkunft eine Berücksichti-

gung besonderer Einzelfälle möglich sei: 

„…Die tatsächlichen Aufwendungen werden während der Kostensenkungsfrist be-

rücksichtigt, soweit sie nicht über dem Anderthalbfachen der Angemessenheits-

grenze liegen oder nachgewiesen wird, dass sie konkret angemessen sind bzw. 

ein Härtefall vorliegt.“ 
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wendungen oberhalb des Eineinhalbfachen der Angemessenheit außerhalb der Karenz-

zeit ausnahmslos auf den zuvor genannten Wert zu begrenzen wären, nicht dem Willen 

des Gesetzgebers entsprechen. 

3. Der Gesetzgeber hat die Regelungssystematik des § 35 Absatz 1 und § 35 Absatz 3 

Satz 1 bis 3 erkennbar unverändert gelassen. Insbesondere gelten die Regelungen zum 

Kostensenkungsverfahrens sowie zur Berücksichtigung von Fällen fort, in denen eine 

Kostensenkung nicht möglich oder nicht zumutbar ist beziehungsweise von einer Kosten-

senkung wegen Unwirtschaftlichkeit abzusehen ist. 

4. Darüber hinaus werden gegen eine Auslegung, die jedwede Ausnahmetatbestände au-

ßerhalb der Karenzzeit verbieten, verfassungsrechtliche Bedenken für besondere Einzel-

fälle geltend gemacht, die nicht Anlass der gesetzlichen Neuregelung waren. Es ist nicht 

erkennbar, dass der Gesetzgeber sich mit diesen besonderen Einzelfällen (z.B. alleiner-

ziehende Person mit Kindern / mobilitätseingeschränkte Person ohne realistische Um-

zugsmöglichkeit) auseinandergesetzt hat und in Kenntnis dessen Ausnahmen verbieten 

wollte. 

Vor diesem Hintergrund sind nach Einschätzung des BMAS die Neuregelungen des § 35 

Absatz 1 Satz 8 dahingehend zu verstehen, dass bei Aufwendungen oberhalb des Einein-

halbfachen der Angemessenheit außerhalb der Karenzzeit grundsätzlich ein Kostensen-

kungsverfahren zu prüfen ist. Damit können auch nach Ablauf der Karenzzeit besondere 

Umstände des Einzelfalls berücksichtigt werden, wenn die tatsächlichen Unterkunftskos-

ten zwar das Eineinhalbfache der abstrakten Angemessenheit überschreiten, eine Kos-

tensenkung jedoch nicht möglich oder nicht zumutbar ist oder von ihr aus Wirtschaftlich-

keitsgründen abzusehen ist.  

Folglich würden Aufwendungen oberhalb des Eineinhalbfachen der Angemessenheit auch 

dann noch anerkannt, wenn diese während der Karenzzeit unabweisbar sind, und darüber 

hinaus in besonderen Einzelfällen bei dauerhafter Unzumutbarkeit oder Unabweisbarkeit. 

Diese Verfahrensweise gilt für Fälle bei denen die Karenzzeit zum 1. Juli 2026 bereits ab-

gelaufen war. 

Andererseits bedeuten die Neuregelungen auch, dass die Anerkennung von Aufwendun-

gen für die Unterkunft oberhalb des Anderthalbfachen der abstrakten Angemessenheit nur 

in besonderen Einzelfällen denkbar ist. Dies setzt insbesondere eine konkrete Prüfung 

des Einzelfalls voraus. Damit unvereinbar wäre es, einen generellen Ausnahmetatbestand 

für abgegrenzte Personengruppen oder bestimmte Wohnsituationen anzunehmen. 
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nah im vorgenannten Sinne gesetzlich zu präzisieren. Bis dahin wird eine Rechtsanwen-

dung entsprechend der obigen Ausführungen empfohlen. 

Rechtsanwendung ab 1. Juli 2026 – Einzelfragen 

Für die Beantwortung der vorliegenden Fragen aus den Ländern verweise ich auf die bei-

gefügte Anlage. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Svante Bernstein 

Anlagen 
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Anlage 

Bayern 

1. Personen, bei denen aufgrund der besonderen Umstände des Einzelfalls die 
konkret angemessenen KdU-Aufwendungen die neue Obergrenze (1,5-faches 
der abstrakten Angemessenheitsgrenze) überschreiten (Bsp.: ein Ehepaar, 
beide über 70 Jahre und rollstuhlgebunden haben aufgrund der Sondersituation 
von zwei Rollstühlen einen deutlich höheren Raumbedarf als ein 2-Personen-
Haushalt).  

Bei Neufällen kann im ersten Jahr des Leistungsbezugs insoweit noch eine Lösung 

über die Härtefallregelungen des § 35 Abs. 1 Satz 8 SGB XII n.F. gesucht werden, in-

dem der konkrete angemessene Bedarf oberhalb der neuen Obergrenze als „unab-

weisbar“ anerkannt wird. Nach Ablauf der Karenzzeit sind die Leistungen nach neuer 

Rechtslage jedoch – ohne ein weiteres Kostensenkungsverfahren auf der Grundlage 

von § 48 SGB X auf das 1,5-fache der abstrakten Angemessenheitsgrenze abzusen-

ken. Das 13. SGB II-Änderungsgesetz enthält in Bezug auf die neuen Obergrenzen 

keinerlei Übergangsregelung oder Bestandsschutz. Für Bestandsfälle im Sinne des 

dargestellten Personenkreises ist die Absenkung nach Inkrafttreten der Vorschrift am 

01.07.2026 somit auf Grundlage des § 48 SGB X durchzuführen, ohne dass insofern 

noch eine Karenzzeit oder ein Kostensenkungsverfahren greift. 

2. Personen, deren oberhalb der neuen Obergrenze liegende KdU zwar abstrakt 
und konkret unangemessen sind, denen aber (u.U sogar auf Dauer) eine Kos-
tensenkung im Sinne von § 35 Abs. 3 Satz 2 SGB XII nicht möglich oder zu-
mutbar ist (Beispiel a: Es liegt ein amtsärztliches psychiatrisches Gutachten 
vor, nach dem keine Umzugsfähigkeit besteht. Beispiel b: Eine Wohnung, die 
dem besonderen behinderungsbedingten Bedarf im Einzelfall entspricht, ist nicht 
zu einem geringeren Preis auf dem Markt verfügbar.). Gleiches gilt in Fällen, in 
denen eine Kostensenkung wegen Unwirtschaftlichkeit gem. § 35 Abs. 3 Satz 
3 SGB XII nicht zu fordern ist (Bsp: eine ursprünglich vermögende Person mit 
einer teuren Mietwohnung in München, die nach Verbrauch des Vermögens mit 
95 Jahren erstmals einen Antrag auf Grundsicherung stellt). 

Bei Neufällen kann während der Karenzzeit auch hier eine Lösung über die Härtefall-

regelung des § 35 Abs. 1 Satz 8 SGB XII n.F. gesucht werden. Nach Ablauf der Ka-

renzzeit greift hier jedoch – jedenfalls nach Sinn und Zweck der Neuregelung (zum 

unveränderten Wortlaut des § 35 Abs. 3 Satz 1 SGB XII vgl. unten) – die Absenkung 

auf die neue Obergrenze parallel zum Kostensenkungsverfahren ein, das eigentlich 

zu dem Ergebnis kommt, dass eine Kostensenkung nicht möglich und zumutbar ist.  

Für Bestandsfälle im Sinne dieser Personengruppe, für die zum 01.07.2026 § 35 

Abs. 3 Satz 1 SGB XII bereits gilt, greift auch hier weder eine Bestandsschutz- noch 

eine Übergangsregelung. D.h. während bisher eine Kostensenkung als unmöglich o-

der unzumutbar galt und die tatsächlichen Kosten weiter übernommen wurden, ist auf 
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der Grundlage von § 48 SGB XII nach Inkrafttreten der Vorschrift jedenfalls eine Ab-

senkung auf das 1,5-fache der abstrakten Angemessenheitsgrenze vorzunehmen. 

Allen genannten Fällen ist grundsätzlich gemeinsam, dass die betroffenen Personen 

aufgrund der konkreten Umstände des Einzelfalls in aller Regel schon objektiv keine 

Möglichkeit haben, ihre Kosten zu senken, auch nicht auf die neue Obergrenze. Die 

Konsequenzen sind: Mietschulden, Begleichung der Differenz aus dem Regelbedarf 

(dies kann in Bezug auf den Lebensunterhalt zu einer Unterdeckung des Existenzmi-

nimums führen) oder der Umzug in eine nicht bedarfsangemessene Wohnung. Diese 

Folgen sind mit dem verfassungsrechtlich geschützten Existenzminimum aus 

unserer Sicht nicht vereinbar. 

Antwort 

BMAS teilt die Einschätzung, dass unter Beachtung der vorstehenden Ausführungen 

auch bei dauerhafter Unzumutbarkeit oder Unabweisbarkeit einer Kostensenkung tat-

sächliche Unterkunftskosten in Höhe der konkreten Angemessenheit anerkannt werden 

können. Dies betrifft auch Bestandsfälle. Ferner gilt dies auch, wenn die abstrakte An-

gemessenheit im Einzelfall aus Gründen der Unzumutbarkeit oder Unabweisbarkeit 

überschritten wird. 

BMAS weist daraufhin, dass - sofern Änderungsbescheide zum Juli 2026 ohne Berück-

sichtigung der Neuregelung in § 35 SGB XII ergangen sind, Rechtsgrundlage für künf-

tige Änderungen wegen unangemessen hoher Aufwendungen oberhalb des Eineinhalb-

fachen der abstrakten Angemessenheitsgrenze § 45 SGB X sein dürfte, sofern Ände-

rungsbescheide wegen der Nichtberücksichtigung der neuen Rechtslage zugunsten be-

troffener leistungsberechtigter Personen rechtswidrig waren. 
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Saarland 

Gem. Satz 7 wird eine Deckelung der Unterkunftsbedarfe auf max. des Eineinhalbfa-

chen der Angemessenheitsgrenze, die ungeachtet der Karenzzeit sofort greift, vorge-

nommen. Gem. Satz 8 können im Einzelfall höhere Aufwendungen für die Unterkunft 

anerkannt werden, wenn sie unabweisbar sind oder in Haushaltsgemeinschaften mit 

Kindern anfallen.  

Welche Höchstgrenze gilt nach Ablauf der Karenzzeit?  Mit dem Ersten Satz der 

Ausführung ist klargestellt, dass das Anderthalbfache der Angemessenheit die Decke-

lung ist. Dann folgt aber dennoch die Einschränkung: „…oder nachgewiesen wird, dass 

sie konkret angemessen sind bzw. ein Härtefall vorliegt". 

Soll also nach Ablauf der Karenzzeit in Härtefällen doch keine Deckelung stattfinden; 

kann dann doch ein Kostensenkungsverfahren eingeleitet werden? (Wobei dem die Be-

griffe "Härtefall" und "unabweisbar" nach Ansicht des Trägers das Kostensenkungsver-

fahren ins Leere laufen lassen). 

Antwort 

BMAS teilt die auf einem Umkehrschluss basierende Rechtsauslegung aus den vorge-

nannten Gründen nicht: Wenn die im Gesetz genannten Voraussetzungen der Unzu-

mutbarkeit oder Unabweisbarkeit einer Kostensenkung vorliegen, können tatsächliche 

Unterkunftskosten in Höhe der konkreten Angemessenheit anerkannt werden. Die Fest-

stellung der konkreten Angemessenheit erfolgt in der Regel bei Durchführung eines 

Kostensenkungsverfahrens. 
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Brandenburg 

(a) § 35 Abs. 1 Satz 7 SGB XII 
Abweichend von den Sätzen 1 bis 3 werden tatsächliche Aufwendungen für die Unter-
kunft nicht als Bedarf anerkannt, soweit sie mehr als eineinhalbmal so hoch sind wie die 
abstrakt als angemessen geltenden Aufwendungen; nach einer Verminderung der An-
zahl der Mitglieder der Haushaltsgemeinschaft ist Absatz 3 Satz 2 anzuwenden. 
 

1. Hier wird die Auffassung vertreten, dass gemäß dem BMAS-Rundschreiben 

2024/01 Nr. 35.1.7.2 bei dem KdU-Deckel von der angemessenen Bruttokaltmiete 

(inkl. kalte Betriebskosten) auszugehen ist. 

Bei einem Neufall ist der KdU-Deckel direkt anzuwenden. Bei einem Bestandsfall 

ist bei Überschreiten des KdU-Deckels zunächst gemäß § 24 SGB X anzuhören 

und dann ggf. gemäß § 48 Abs. 1 SGB X für die Zukunft der Bewilligungsbescheid 

zu ändern. Der Ablauf des Bewilligungsabschnitts ist hier nicht zu beachten, da es 

sich um eine Rechtsänderung handelt.  

2. Nachzahlungen aus Betriebskostenabrechnungen: 

Wenn im Monat der Fälligkeit des Nachzahlungsbetrages die fälligen KdU höher 

sind als der KdU-Deckel, soll dann entsprechend gekürzt werden?  

Nach Auffassung des Landes Brandenburg sind Nachzahlungen aus Betriebskos-

tenabrechnungen nicht vom KdU-Deckel erfasst. Es sollte jedoch darauf geachtet 

werden, dass die zukünftige monatliche Bruttokaltmiete  1/12 der Jahresbruttokalt-

miete darstellt 

Verringert sich die Anzahl der Haushaltsmitglieder, schließt sich nach der Auffas-

sung des Landes Brandenburg nach der Karenzzeit das Kostensenkungsverfahren 

an und nach frühestens weiteren sechs Monaten wird die KdU abgesenkt. Ist die 

Karenzzeit bereits verstrichen, wird nach sechs Monaten abgesenkt. Verstirbt je-

doch eine Person der Haushaltsgemeinschaft so greift § 35 Abs. 3 Satz 4 SGB XII 

(Kostensenkungsaufforderung nach zwölf Monaten). 

 
Antwort 

BMAS teilt die Rechtsauffassung, soweit sie den vorgenannten Ausführungen nicht wi-

derspricht. Die abstrakte Angemessenheit bildet die Grundlage für die Ermittlung der 

Obergrenze. Dementsprechend handelt es sich um die Bruttokaltmiete. 

Eine Betriebskostennachzahlung setzt sich i.d.R. aus einem Überschreiten der tatsäch-

lichen Kosten gegenüber den geleisteten Vorauszahlungen für mehrere Monate zusam-

men. Die Anwendung der Obergrenze im Fälligkeitsmonat der Nachzahlungsforderung 

ist daher nicht sachgerecht. 



 

Seite 5 von 6 

Der leistungsberechtigten Person wird für die ersten zwölf Monate des Leistungsbezugs 

eine Karenzzeit für die Anerkennung von Bedarfen für die Unterkunft gewährt. Tritt eine 

Änderung in den Verhältnissen ein, so dass die Obergrenze überschritten wird, können 

gegebenenfalls noch nicht „verbrauchte“ Karenzmonate hinsichtlich der Gewährung von 

Bedarfen oberhalb der Obergrenze berücksichtigt werden. Nach Ablauf der Karenzzeit 

ist ein Kostensenkungsverfahren einzuleiten. Die Einleitung eines Kostensenkungsver-

fahrens für Fälle von § 35 Abs. 3 Satz 4 ist zutreffend dargestellt. 

 

(b) § 35 Abs. 1 Satz 8 SGB XII 
In der Karenzzeit können im Einzelfall höhere Aufwendungen für die Unterkunft aner-
kannt werden, wenn sie unabweisbar sind oder in Haushaltsgemeinschaften mit Kin-
dern anfallen. 
 

Der Begriff "unabweisbar" wird z. B. im Kommentar Schellhorn et al. Rn 13 zu § 37 

SGB XII erläutert. Danach wäre Voraussetzung, dass ohne die vollständige Deckung 

des KdU-Bedarfs das menschenwürdige Dasein der leistungsberechtigten Person(en) 

Schaden nehmen würde. Hier sind Einzelfallentscheidungen vorzunehmen und entspre-

chend zu begründen. Die Auslegung des Begriffes "unabweisbar" in diesem Zusam-

menhang wird sich durch die Rechtsprechung entwickeln. 

Wenn Unabweisbarkeitsgründe erst (neu) im Widerspruchsverfahren vorgebracht wer-

den, erfolgt eine Berücksichtigung erst für die Zukunft. Im Einzelfall kann auch eine Be-

rücksichtigung ab Beginn des Bewilligungszeitraumes erfolgen, wenn dies entspre-

chend begründet wird (möglich wäre hier, dass dem / der SB zwar auffiel, dass die mtl. 

Bruttokaltmiete über dem KdU-Deckel liegt, aber bzgl. einer möglichen "Unabweisbar-

keit" keine Nachfrage erfolgte). 

Antwort 

BMAS teilt die Einschätzung im Wesentlichen. Die Regelung zur Anerkennung unab-

weisbarer Aufwendungen zielt auf die Sicherstellung des soziokulturellen Existenzmini-

mums ab. Die Entscheidung, ob unabweisbare Aufwendungen vorliegen, erfolgt im Ein-

zelfall. Bei der Unabweisbarkeit von Aufwendungen für die Unterkunft handelt es sich 

um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der durch Rechtsprechung näher konkretisiert 

ist und wird. 

Zur Berücksichtigung von erst im Widerspruchsverfahren nachgewiesenen Umständen 

gelten die allgemeinen Regelungen.  
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(c) § 35 Abs. 3 SGB XII 
Wenn höhere KdU als das 1,5fache auf Grund der Unabweisbarkeit vorlagen und aner-
kannt wurden, wird nach Ende der Karenzzeit auf das 1,5fache umgestellt. Es besteht 
aber nach Auffassung des Landes Brandenburg weiterhin die Möglichkeit einer Einzel-
fallentscheidung nach § 35 Abs. 3 SGB XII zur konkreten Angemessenheit (auch) über 
dem KdU-Deckel.  
 

Es sind (bei laufenden Fällen) nach wie vor (nach der Karenzzeit) keine Kostensen-

kungsmaßnahmen durchzuführen, wenn trotz umfangreicher Bemühungen keine güns-

tigere Wohnung gefunden wurde und dies nachvollziehbar belegt wird; jedoch wird auf 

den Betrag des KdU-Deckels gekürzt, wenn kein Sonderfall einer konkreten Angemes-

senheit vorliegt. Die Leistungsberechtigten sind entsprechend darauf hinzuweisen. 

 Antwort 

BMAS teilt die Einschätzung: Auch bei dauerhafter Unzumutbarkeit oder Unabweisbar-

keit einer Kostensenkung können tatsächliche Unterkunftskosten in Höhe der konkreten 

Angemessenheit anerkannt werden. Dies betrifft auch Bestandsfälle. 

 


